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MOTION
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KAREL ZIEHLI

MOTION
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BERNADETTE FLUCKIGER

STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarpolitik

La motion Gschwind (pdc, JU) «Pour des revenus agricoles moins volatils>» n'aura pas
tenu face aux arguments mobilisés par la majorité de la CER-CE. En effet, comme
précisé par le rapporteur de la commission, Martin Schmid (plr, GR), les agricultrices et
agriculteurs peuvent d'ores et déja constituer des réserves fiscales, sous certaines
conditions. Ainsi, leur permettre de constituer d'autres réserves impliquerait un
traitement de faveur face a d'autres secteurs également sensibles aux aléas du climat
(le tourisme par exemple).

Le Conseil fédéral est du méme avis, comme I'a souligné le ministre des finances, Ueli
Maurer, lors des débats en chambre. Il en a profité pour rappeler que la nouvelle
politique agricole PA 22+ se penche sur ces problemes d'aléas climatiques. Les
autorités souhaitent aider les paysans et paysannes a acquérir des assurances leur
permettant de faire face financiérement a la perte de récoltes.

Les sénatrices et sénateurs n'ont été que 12 a soutenir ce présent texte tandis qu'ils et
elles ont été 27 a s'y opposer - avec une abstention — mettant un terme ala motion. '

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Allgemeiner Umweltschutz

La motion de la sénatrice neuchéateloise Céline Vara (verts, NE) pour un contrdle de
I'effet des subventions sur le climat et la biodiversité a été transmise & la Commission
de I'environnement, de I'aménagement du territoire et de I'énergie du Conseil des Etats
(CEATE-CE) pour un examen préalable. Maya Graf (verts, BL), qui a déposé cette
demande, estime, en effet, que le travail en commission permettra d'interroger
|'Administration fédérale sur les différents projets du Conseil fédéral a cet égard.
Comme expliqué dans la prise de position de ce dernier, I'exécutif a prévu diverses
analyses dont les premiers résultats devraient étre publiés en 2024. A noter que
|'analyse de I'effet des subventions sur la biodiversité et le climat est I'un des objectifs
inscrits dans la Stratégie pour le développement durable 2030 et demeure I'un des
aspects central du Cadre mondial de de la biodiversité de Kunming approuvé par les
autorités. ?

Klimapolitik

Der Sténderat befasste sich in der Frihjahressession 2021 mit den fiinf
Standesinitiativen fiir eine CO2-Abgabe auf Flugtickets. Martin Schmid (fdp, GR)
erlduterte, dass die vorberatende UREK-SR die Initiativen ablehne. Die Forderung sei
durch die Einfuhrung einer Flugticketabgabe im revidierten CO2-Gesetz bereits erfullt
worden. Die kleine Kammer folgte dieser Einschatzung und gab den funf Initiativen
keine Folge. ®

Der Stadnderat beugte sich in der Sommersession 2021 Uber je eine Initiative des
Kantons Basel-Landschaft sowie des Kantons Basel-Stadt (Kt. Iv. 20.307), welche eine
Flugticketabgabe sowie die EinfUhrung einer international abgestimmten Kerosinsteuer
forderten. Die kleine Kammer gab den Initiativen keine Folge. Kommissionssprecher
Schmid (fdp, GR) resimierte, dass eine Flugticketabgabe in der an der Urne
abgelehnten Revision des CO2-Gesetzes vorgesehen gewesen sei. Es sei derzeit offen,
wie es nach diesem Verdikt mit der Klimagesetzgebung weitergehen solle. Die UREK-SR
werde aber bald eine Auslegeordnung dazu vornehmen. Die beiden
Kantonsvertreterinnen Eva Herzog (sp, BS) und Maya Graf (gp, BL) erklarten in der
Ratsdebatte, dass sie den Beschluss der Kommission, den Initiativen keine Folge zu
geben, akzeptieren kdénnen. Sie betonten jedoch, dass die Schweiz nach wie vor die
Verpflichtungen aus dem Pariser Klimaabkommen zu erflllen habe und die Themen
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STANDESINITIATIVE
DATUM: 16.06.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2021
BERNADETTE FLUCKIGER

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 25.09.2023
BERNADETTE FLUCKIGER

Flugticketabgabe und Besteuerung von Kerosin bald wieder zur Diskussion stehen
wirden. *

Der Stédnderat beugte sich in der Sommersession 2021 Uber je eine Initiative des
Kantons Basel-Stadt sowie des Kantons Basel-Landschaft (Kt. Iv. 20.319), welche eine
Flugticketabgabe sowie die Einfihrung einer international abgestimmten Kerosinsteuer
forderten. Der Standerat lehnte beide Initiativen ab. UREK-SR-Sprecher Schmid (fdp,
GR) restimierte, dass eine Flugticketabgabe in der an der Urne abgelehnten Revision
des CO2-Gesetzes vorgesehen gewesen sei. Nun sei aber nicht der richtige Zeitpunkt,
um diese Forderung gleich wieder aufs Parkett zu bringen. Es brauche zuerst eine
Auslegeordnung zur Klima- und CO2-Thematik, welche die UREK-SR in Kirze
vornehmen werde. Die beiden Kantonsvertreterinnen Eva Herzog (sp, BS) und Maya Graf
(gp. BL) zeigten sich damit einverstanden, den Initiativen keine Folge zu geben. ®

Der Standerat beugte sich in der Wintersession 2021 Uber die Revision des CO2-
Gesetzes in Umsetzung der parlamentarischen Initiative fiir eine «Verldngerung des
Reduktionsziels im geltenden CO2-Gesetz». Wie bereits der Nationalrat war sich auch
die vorberatende UREK-SR einig, dass das Gesetz nicht mit Verscharfungen oder
Erleichterungen modifiziert werden sollte, sondern lediglich die wichtigsten
Massnahmen des geltenden CO2-Gesetzes bis 2024 verléangert werden sollten, wie
Kommissionssprecher Schmid (fdp, GR) erlduterte. Die UREK-SR wollte denn auch nur
eine einzige Differenz zum Nationalrat schaffen: Der durch einen Einzelantrag Regazzi
(mitte, TI) eingebrachte Zusatz in Artikel 49b sollte gestrichen werden. Mit diesem
Zusatz hatte der Nationalrat festgelegt, dass die Vereinbarungen zur CO2-Reduktion
durch die Wirtschaft (so genannte Zielvereinbarungen) bis mindestens 2024 mit Hilfe
derselben Organisationen, die diese Aufgabe auch bislang wahrgenommen haben, zu
erarbeiten und umzusetzen seien. Schmid erlauterte, dass dieser Zusatz in Konflikt mit
den WTO-Regeln geraten kénnte, woraufhin die kleine Kammer dem Vorschlag der
Kommission auf Streichung folgte. Der Stédnderat schuf indes noch eine zweite
Differenz zum Nationalrat, indem er einem Einzelantrag Wicki (fdp, NW) zustimmte.
Wicki hatte vorgeschlagen, die in Erflllung der parlamentarischen Initiative Burkart
(fdp, AG; Pa.lv. 17.405) gewahrten Steuererleichterungen fur Erdgas, Flissiggas und
biogene Treibstoffe ebenfalls bis Ende 2024 fortzufihren.

Vier Tage spater schloss sich der Nationalrat in beiden Punkten dem Sténderat an,
wodurch das Geschaft noch in der Wintersession bereinigt werden konnte. In den
Schlussabstimmungen stimmte der Nationalrat der Vorlage mit 142 zu 46 Stimmen bei 5
Enthaltungen zu; die ablehnenden Stimmen stammten allesamt aus der SVP-Fraktion.
Der Stédnderat nahm das Geschaft einstimmig mit 41 zu O Stimmen bei 3 Enthaltungen
an. ®

Die Revision des CO2-Gesetzes fiir die Periode 2025-2030 stand in der Herbstsession
2023 auf dem Programm des Sténderates, welcher die umfassende Vorlage als Erstrat
beriet.

Kommissionssprecher Damian Muller (fdp, LU) erlduterte dem Rat die Ausgangslage
dieser Gesetzesrevision: Die gesetzliche Licke, die durch die Ablehnung der
Totalrevision des CO2-Gesetzes im Juni 2021 an der Urne entstanden war, habe
teilweise mit dem Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative, welcher seinerseits ein
Referendum Uberstehen musste, geschlossen werden kénnen. Da diese Vorlage jedoch
vor allem die Ziele und weniger die Massnahmen fur die Erreichung des Netto-Null-Ziels
enthielt, liege nun der neue Gesetzesentwurf vor. Anschliessend stellte Mduller die
Vorlage des Bundesrates sowie die Antrage der Kommission kurz vor und betonte, dass
mit diesen Antragen das Ziel der Halbierung der CO2-Emissionen bis 2030 immer noch
erreicht werden kdnne, es musse nun jedoch zugig gehandelt werden. Flr Lisa Mazzone
(gp, GE), die sich als einziges Mitglied des Plenums im Rahmen der Eintretensdebatte
ausserte, gingen der Gesetzesentwurf des Bundesrates und auch die Version der
Kommissionsmehrheit zu wenig weit. Sie warnte davor, dass die Schweiz mit der CO2-
Reduktion ins Hintertreffen geraten werde; ab 2030 mussten in der Folge drastischere
Massnahmen ergriffen werden, falls man das Pariser Klimaziel noch erreichen wolle.
Mazzone kritisierte die Kommissionsmehrheit auch daflr, dass sie zu viele CO2-
Reduktionen im Ausland vornehmen lassen mochte. Dies sei eine verpasste Chance fur
die Schweizer Wirtschaft und koste die Bundeskasse viel Geld. Umweltminister Albert
Roésti wiederum dankte der Kommission, dass sie das Gesetz zlgig und «ohne grosses
Aufladen» beraten habe. Er wies zudem darauf hin, dass auch der in derselben Session
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beschlossene  Mantelerlass  zur  Revision des Energiegesetzes und des
Stromversorgungsgesetzes einen wichtigen Meilenstein bei der Erreichung des Netto-
Null-Ziels darstelle, denn nur wenn die Schweiz Uber gentgend Strom verflige, kdnne
sie die Dekarbonisierung einleiten. Eintreten wurde anschliessend ohne Gegenantrag
beschlossen.

Die wichtigsten Anderungen im Vergleich zum Entwurf des Bundesrates nahm die
kleine Kammer in der anschliessenden Detailberatung bei folgenden Punkten vor: Der
Bundesrat und eine Minderheit Zanetti (sp, SO) forderten dazu auf, die
Ladeinfrastrukturen fur Elektrofahrzeuge in Mehrparteien- und Firmengebauden und
auf offentlichen Parkplatzen mit CHF 30 Mio. zu unterstitzen. Die Mehrheit des
Standerates lehnte dies jedoch ab. Gegen eine Anderung sprachen sich die Mehrheit
der Kommission sowie des Rates auch bei der LSVA aus: Wie bis anhin sollen Lastwagen,
die mit Strom oder Wasserstoff fahren, von der LSVA befreit werden kénnen. Man wollte
hier fur allféllige Anpassungen die Vernehmlassung des Bundes zu einer umfassenden
Revision der LSVA abwarten. Angenommen wurde auch ein Mehrheitsantrag der UREK-
SR, der verlangte, dass die EHS-Abgaben aus dem Luftverkehr nicht nur fir die
Forderung von Nachtzugangeboten, sondern auch fur die Produktion von
erneuerbaren, nachhaltigen Flugtreibstoffen eingesetzt werden kénnen. Schliesslich
darf die Teilzweckbindung der Ertrége aus der CO2-Abgabe nicht vortbergehend
angehoben werden, wie es der Bundesrat fur die weitere Unterstltzung des
Gebaudeprogramms beantragt hatte - hier folgte die kleine Kammer einem
Minderheitsantrag Knecht (svp, AG).

Diskussionen, aber keine Anderung des bundesritlichen Entwurfs gab es in den
folgenden Bereichen: Eine Minderheit Reichmuth (mitte, SZ) beantragte, dass die
Emissionsreduktionen zu mindestens 75 Prozent in der Schweiz erfolgen sollen. Der
Bundesrat, die Kommissionsmehrheit sowie auch die rechts-birgerliche Mehrheit des
Rates wollten indes, dass die Verminderung lediglich «in erster Linie mit Massnahmen
in der Schweiz» geschieht. Abgelehnt wurde auch ein Minderheitsantrag Mazzone,
welche mehr Druck auf den Bundesrat auszuliben versuchte, indem sie die Moglichkeit,
bei Nichterreichen des Reduktionsziels fir die Kompensation der restlichen CO2-
Emissionen internationale Zertifikate zu erwerben, streichen wollte. Des Weiteren
wollten die Mehrheit der Kommission sowie eine weitere Minderheit Mazzone den
durchschnittlichen CO2-Ausstoss fir Personenwagen, Lieferwagen und leichten
Sattelschleppern, die ab 2030 erstmals in Verkehr gesetzt werden, starker reduzieren.
Hier folgte der Rat jedoch einer Minderheit Schmid (fdp, GR) und blieb damit auf der
Linie des Bundesrates. Im Bereich des Flugverkehrs lag erneut ein Minderheitsantrag
von Lisa Mazzone vor, welche eine zusétzliche Abgabe auf Fllige von Privatjets verlangte.
Bundesrat Rosti bat den Rat um Ablehnung des Antrags, da es dabei gemaéss
Schatzungen des BAZL nur um rund 1 Prozent der Emissionen im Flugverkehr gehe und
der administrative Aufwand fur die Abgabeerhebung sehr gross wére. Die Ratsmehrheit
schloss sich dem Umweltminister an und lehnte den Minderheitsantrag ab.

In der darauf folgenden Gesamtabstimmung wurde der Entwurf bei 2 Enthaltungen
seitens der Grunen einstimmig angenommen. Als Nachstes wird sich die grosse Kammer
mit dem Geschaft befassen.’

1) AB SR, 2020, S. 18 f.

2) AB SR, 2023, 5.162

3) AB SR, 2021, S. 38

4) AB SR, 2021, S. 697 f.

5) AB SR, 2021, S. 697 f.

6) AB NR 2021, S. 2354 f.; AB NR 2021, S. 2758; AB SR 2021, S. 1170 ff.; AB SR 2021, S. 1446
7) AB SR, 2023, S.1007 ff.; AB SR, 2023, S. 891 ff.
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